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KURZ KOMMENTIERT

Stabilisierungspolitik

Rauheres Preisklima

Das Em porschnellen der Preisste igerungsraten nach 
der Jahreswende -  auf 2,6 % beim Preisindex für die Le­
benshaltung und 2 ,9 %  bei den Erzeugerpreisen -  hat 
für erhebliche Aufregung gesorgt. Der Preisschub ist je ­
doch in erster Linie das Ergebnis der zu Jahresbeginn in 
Kraft getretenen S teuererhöhungen und Anhebungen 
öffentlicher G ebühren sow ie eines „B asise ffekts“ ; er 
spiegelt insofern keine grundlegende Änderung der 
Preistendenzen wider. G leichwohl ist nicht zu überse­
hen, daß sich das Preisklim a in den letzten M onaten 
spürbar verschlechtert hat. M it der Festigung von Ö l­
preis und Dollarkurs haben sich die Teuerungsimpulse 
aus dem Ausland m erklich verstärkt; im Januar waren 
die Einfuhrpreise um fast 6 %  höher als ein Jahr zuvor. 
Auch sind durch die hohe Kapazitätsauslastung, die 
günstige Konjunkturentw icklung und die reichliche 
Geldversorgung die Preiserhöhungsspie lräum e in der 
Bundesrepublik größer geworden.

Die Verschlechterung w ichtiger außen- und binnen­
wirtschaftlicher S tab ilitä tsbedingungen stellt eine er­
hebliche Herausforderung für die Geldpolitik dar. Sie 
muß möglichst frühzeitig der Entstehung und Ausbre i­
tung von Infla tionserwartungen entgegenwirken, auch 
um der Gefahr zu begegnen, daß es zu Reaktionen der 
Lohnpolitik kommt, die b isher alles in allem eher stab ili­
sierend wirkt. M it der Heraufsetzung der Leitzinsen im 
Januar, die durchaus auch im Einklang m it w echse lkurs­
politischen Vorstellungen stand, hat die Bundesbank die 
geldpolitischen Zügel gestrafft. Es bleibt aber abzuwar­
ten, ob das schon ausreicht, d ie G eldm engenexpansion 
auf den angestrebten Pfad zurückzuführen. ew

Straßenbenutzungsgebühr

Mangelhaftes Konzept

Bundesverkehrsm inister W arnke hat seine Pläne zur 
Einführung der S traßenbenutzungsgebühr für den 
Schwerverkehr konkretisiert. Für ausländische und in­
ländische LKW s soll ab 1990 entsprechend der unter­
schiedlichen S traßenbeanspruchung (nach Gewicht 
und Achszahl) eine Schw erverkehrsabgabe zw ischen 
2000 DM und 7000 DM erhoben werden. G leichzeitig 
sollen die Kfz-Steuern pro LKW  in der Bundesrepublik 
um rund 7000 auf 3000 bis 3500 DM gesenkt werden, so
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daß in ländische Fuhrunternehm er nicht zusätzlich be la­
stet, sondern eher entlastet werden. Diese Maßnahme 
soll Rahm enbedingungen für den S tart des europäi­
schen Binnenm arktes schaffen, die Inländer und Aus­
länder m öglichst gleich behandeln.

Diese G esetzesvorlage ist aus zwei G ründen zu kriti­
sieren. E inerseits werden W ettbewerbsunterschiede 
nur zum Teil abgebaut, da konkurrierende Unternehm en 
verschiedener Nationalität für den Transport auf d e rg le i­
chen Strecke m it unterschiedlich hohen Kfz-Steuern be­
lastet werden. Andererseits entstehen neue W ettbe­
werbsnachteile für deutsche Transporteure, die bei 
überw iegender Nutzung des ausländischen Straßen­
netzes die g leiche pauschale S traßenbenutzungsge­
bühr w ie der nur im Inland fahrende Konkurrent zahlen 
müssen.

Besser ist da das von der EG -Kom m ission propa­
gierte Territorialitätssystem. H iernach wird die nationale 
Differenzierung der LKW -Steuersätze weiterhin zuge­
lassen, da das Straßennetz in den einzelnen Staaten 
auch unterschiedlich stark genutzt wird und unter­
schiedliche externe Effekte (z. B. Um weltschutz) auftre­
ten. Jedes Verkehrsunternehm en zahlt nach diesem  Sy­
stem  dort die Kfz-Steuern in der jeweiligen Höhe, wo es 
auch tatsächlich fährt. Hierdurch können nicht nur W ett­
bewerbsunterschiede ausgeglichen werden, es bleiben 
auch die nationalen G estaltungsm öglichkeiten erha l­
ten. cw

USA

Offensichtliche Risiken

D ie  am erikanische Zentra lbank hat am 24. Februar den 
D iskontsatz von 6 ,5%  auf 7 %  angehoben. Der Be­
schluß war vor dem  aktuellen H intergrund beschleunig­
ter Preissteigerungen zu Beginn dieses Jahres erwartet 
worden; bei seiner Beurteilung g ingen die Meinungen in 
den USA allerd ings auseinander. Es wurde einm al von 
einem zu schwachen Signal gesprochen, das eigentlich 
nur M arkttendenzen Rechnung trage. Angesichts der 
schon im vergangenen Jahr gem essenen Teuerungs­
rate von reichlich 4 %  hielten vie le Beobachter eine 
noch entschiedenere Reaktion für angem essen.

Andererseits wurde von Regierungsseite vor einer 
Überschätzung der Inflationsgefahren gewarnt. Die A d­
m inistration hat dabei vor allem die absehbaren Ausw ir­
kungen höherer Z inssätze auf die Budgetplanung und 
insbesondere auf die Kosten der dringlichen Sanierung 
des Sparkassensektors im Auge. So würde hier schon
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eine Erhöhung der Z insen am Kapitalm arkt um einen 
Prozentpunkt den bis 1999 erforderlichen Betrag -  zu­
letzt auf 40 Mrd. Dollar geschätzt -  rechnerisch um w e i­
tere 5,2 Mrd. Dollar nach oben treiben. Damit geriete die 
zur Haushaltskonsolidierung angekündigte „flexib le 
E infrierung“ von Ausgaben schon vor ihrer Konkretisie­
rung ins Wanken.

So w ie die am erikanische Regierung gegenwärtig die 
Augen vor den Inflationsgefahren verschließt, ging 
schon ihr Entwurf für das nächste Budget von w irk lich­
keitsfrem den Annahm en aus. Faktisch wird dam it die 
Stabilisierung allein der Zentra lbank aufgebürdet. Die 
feh lende Abstim m ung von Geld- und Finanzpolitik 
schafft erhebliche Unsicherheit über den künftigen Kurs 
der am erikanischen W irtschaftspolitik. Da zugle ich der 
Prozeß der außenw irtschaftlichen Anpassung ins Stok- 
ken geraten und insoweit die Position des Dollars labiler 
geworden ist, sind die Risiken für die USA w ie für die 
W eltw irtschaft offensichtlich. cb

Tropenwald

Geteilte Verantwortung

D ie  W issenschaftler haben lange gebraucht, um uns für 
die Gefährdung desTropenw aldeszu sensib ilisieren. In­
zw ischen kommt es uns recht flüssig von den Lippen, 
daß jährlich ein Areal von der Größe der Bundesrepublik 
vernichtet wird, dabei wertvo lle Arten verloren und weite 
Flächen degradiert werden, vor allem aber das w e lt­
weite Klima zunehm end in G efahr gerät. Bereits in 60 
Jahren soll der Tropenwald bei anhaltender Tatenlosig­
keit irreversibel verloren sein.

Einseitige Schuldzuweisungen verkennen die V ielfalt 
der Einflußfaktoren. W eder erklärt unser Tropenholzim ­
port die Misere auch nur annähernd, noch liegt es allein 
an den brandrodenden Bauern. V ie lm ehr m üssen indu­
strielle, infrastrukturelle und bergbauliche Großprojekte 
ebenso kritisch hinterfragt werden w ie flächenzehrende 
landw irtschaftliche Erschließungsprogram m e. Nur 
dann wird klar, daß sich Industrie- und Entw icklungslän­
der die Verantwortung teilen müssen. Von beiden Seiten 
ist daher auch ein w irkungsvoller und rascher Lösungs­
beitrag zu verlangen.

Die Bundesregierung ist nach der jüngsten Parla­
m entsdebatte konkrete Maßnahmen schuldig geblie­
ben. Im portrestriktionen für den Tropenholzhandel 
würde sie, wenn überhaupt, nur im EG-Rahm en durch­
setzen können. Zu den sich abzeichnenden Optionen 
gehören ein Schuldenerlaß m it Um weltschutzauflagen

ebenso w ie schärfere Um weltverträglichkeitsprüfungen 
für Entw icklungshilfeprojekte. Dies reicht jedoch bei 
weitem  nicht aus. V iele Tropenländer verdrängen ihre ei­
gene Verantwortung und setzen lieber „debt-for-nature- 
swaps“ als Druckm ittel ein, als um gehend ihre naturver­
nichtende Entw icklungsstrategie zu revidieren, Brand­
rodung, Holzeinschlag und W iederaufforstung unter 
Kontrolle zu bringen, und mit einer um weltkonform en 
Tropenwaldnutzung zu beginnen. bo

UdSSR

Nachdenken über IWF-Beitritt

S e it etwa drei Jahren greift die w estliche Presse in re­
gelm äßigen Abständen M eldungen über einen m ögli­
chen sow jetischen IW F-Beitritt auf, die bislang ebenso 
regelmäßig von sow jetischer Seite dem entiert wurden. 
Ohne Frage wird in der Sow jetunion trotz der Dementis 
ernsthaft über eine Fondsm itgliedschaft nachgedacht, 
auch wenn die alten Bedenken -  insbesondere gegen 
die Dom inanz des Dollars im W eltwährungssystem  und 
die S tim m enverte ilung im Fonds -  keineswegs ausge­
räum t sind. Aber die Zeit für einen Beitritt der UdSSR 
scheint noch nicht reif.

Zwar behindert die N ichtkonvertib ilität der sow jeti­
schen W ährung einen Beitritt zum  Fonds nicht grund­
sätzlich, aber die dadurch bedingte Randstellung der 
UdSSR im Fonds kann einer W eltm acht kaum genehm 
sein. Trotz einer voraussichtlich hohen Quote und eines 
entsprechenden Stim m enante ils bliebe ihr Einfluß auf 
das W eltwährungssystem  gering, denn ihre W ährung 
käm e w eder für Zahlungsbilanzhilfen des Fonds noch 
für die Verwendung als Reservem itte l in Betracht. Zu­
dem wäre der unm itte lbare Nutzen einer Fondsm itglied­
schaft für die UdSSR eher gering, da sie dank ihres inter­
nationalen Kreditstandings auf Zahlungsbilanzhilfen 
des Fonds nicht angew iesen ist.

Auf der anderen Seite scheinen insbesondere die 
USA noch nicht bereit zu sein, ihre Bedenken gegen 
eine sow jetische M itg liedschaft aufzugeben. Nicht zu­
letzt wird im m er noch befürchtet, daß eine wachsende 
Zahl sozia listischer Länder im Fonds gem einsam  mit 
den Entw icklungsländern ihre S tim m rechte für eine Fi­
nanzierung „sozia listischer W irtschaftsexperim ente“ 
einsetzen könnte. Zwar reicht der 19% ige S tim m enan­
teil der USA im Fonds allein nicht aus, einen Beitritt der 
UdSSR auf Dauer zu verhindern, jedoch ist der US-Ein- 
fluß groß genug, eine M itg liedschaft beträchtlich h inaus­
zuzögern. pp
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